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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Die kleine Kammer nahm in der Sommersession 2021 Kenntnis vom Aussenpolitischen
Bericht 2020. APK-SR-Sprecher Damian Müller (fdp, LU) fasste die wichtigsten
Schlussfolgerungen des Berichts zusammen und verwies dann auf vier Fragen, welche
sich die Kommission gestellt hatte. Diese betrafen die internationale Forschungs- und
Bildungspolitik, das Mandat der USA im Iran, die Impfsituation des Botschaftspersonals
und die Zusammenarbeit mit NGOs wie dem IKRK. Da diese Fragen zur Zufriedenheit
der Kommissionsmitglieder beantwortet worden waren, sprach er dem Aussenminister
ein Lob für dessen Arbeit aus. 
Kritischer gab sich Carlo Sommaruga (sp, GE), der die im Bericht versprochene
«Kohärenz» vor allem auf die Entwicklungspolitik bezog und in diesem Bereich noch viel
Verbesserungspotenzial sah. Er kritisierte auch die im Bericht enthaltene Aussage des
Bundesrats, dass der Abschluss eines institutionellen Abkommens mit der EU
angestrebt werde, für dessen Abschluss man mit den Kantonen und Sozialpartnern
zusammenarbeite. Der kurz darauf erfolgte Abbruch der Verhandlungen stellte für
Sommaruga eine Kluft zwischen der europäischen Strategie 2020 und jener im Jahr
2021 dar. Er forderte daher vom Bundesrat eine präzise Strategie, um den im Bericht
angekündigten bilateralen Weg fortführen zu können. Bundesrat Cassis bekräftigte das
bundesrätliche Bekenntnis zu Europa, gab dabei aber zu bedenken, dass ein gemeinsam
gestalteter bilateraler Weg aussen- und innenpolitisch getragen werden müsse. Die
Partnerschaft mit der EU bleibe aber die Priorität des Bundesrats. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2021
AMANDO AMMANN

Entwicklungspolitik

Der Ständerat setzte sich in der Herbstsession 2020 als Zweitrat mit der Strategie der
IZA 2021-2024, welche im Nationalrat zu heftigen Diskussionen geführt hatte,
auseinander. Damian Müller (fdp, LU) teilte dem Ständerat im Namen der APK-SR mit,
dass die Kommission die Strategie parallel zur Motion Schneider-Schneiter (cvp, BL; Mo.
18.4129) beraten habe, da diese zu einem Grossteil durch eben diese IZA-Strategie
erfüllt worden sei. Müller lobte im Namen der Kommission die Strategie und
insbesondere den Mut des Bundesrats, die Entwicklungshilfe geografisch auf 35 statt 46
Staaten zu konzentrieren. Durch diese Fokussierung und die drei Kriterien der Strategie
(«Bedürfnisse der Bevölkerung», «Mehrwert der Schweizer IZA», «Schweizer
Interessen») sei es der Schweiz möglich, sich in Gebieten einzubringen, wo sie wirklich
einen Beitrag leisten könne. Auch die Kooperation mit dem Privatsektor, die in den
Augen der Kommission «Neuland» darstelle, wurde positiv aufgenommen. Der vom
Bundesrat veranschlagte Gesamtbetrag von CHF 11.25 Mia. habe in der Kommission für
Diskussionen gesorgt. Ständerat Müller verkündete aber, dass die Kommission
schliesslich mit klarer Mehrheit dem Bundesrat gefolgt sei und zwei Anträge auf
Krediterhöhungen abgelehnt habe. Darüber hinaus fand auch der vom Nationalrat
entwickelte Artikel 2a, der den jährlichen Betrag der Rahmenkredite von der
wirtschaftlichen Entwicklung und dem Abbau der Covid-19-Schulden abhängig machen
wollte, keine Mehrheit in der Kommission. Die APK-SR empfahl vielmehr, dem
Bundesrat zu folgen und die vier Bundesbeschlüsse in der Form des bundesrätlichen
Entwurfs gutzuheissen. Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE) schlug einen Artikel vor,
mit dem der Bundesrat verpflichtet werden sollte, die APD-Quote bis 2030 auf 0.7
Prozent anzuheben. Sommaruga wies die Ratsmitglieder darauf hin, dass zahlreiche
andere europäische Länder diese 0.7 Prozent bereits erreichten, während die Schweiz
selbst nicht einmal die vom Parlament festgesetzten 0.5 Prozent erfülle. Bundesrat
Cassis sprach sich kurz darauf gegen den Minderheitsantrag Sommaruga aus, weil eine
derartige Mittelerhöhung angesichts der jüngsten Entwicklung der Bundesfinanzen
nicht sinnvoll wäre. Er merkte jedoch an, dass das Parlament bei der jährlichen
Budgeterstellung eine Anpassung vornehmen könne, wenn das gewünscht werde. Der
Bundesrat lehne zudem den vom Nationalrat eingebrachten Artikel 2a ab. Der Ständerat
lehnte schliesslich den Minderheitsantrag Sommaruga deutlich ab, wollte auch vom
nationalrätlichen Vorschlag nichts wissen und folgte der Vorlage des Bundesrats.
Weitere Minderheitsanträge von fünf SP-Ständerätinnen bzw. -Ständeräten, welche
mehr Geld in unterschiedlichen Bereichen der IZA forderten blieben mit 19 zu 14
Stimmen ebenfalls chancenlos. Durch die Ablehnung von Artikel 2a schuf er eine
Differenz zum Nationalrat, weshalb das Geschäft erneut in den grossen Rat ging. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.09.2020
AMANDO AMMANN
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Eine Motion der APK-NR, die einen stärkeren Einbezug des Privatsektors in die
Entwicklungszusammenarbeit forderte, gelangte in der Wintersession 2021 in den
Ständerat. Die Motion verlangte vom Bundesrat Massnahmen, damit die SIFEM ihre
Projekte in Zukunft schwerpunktmässig mittels «Blending» – also mittels Verbindung
öffentlicher A-fonds-perdu-Beiträge mit kommerziellen Mitteln wie Darlehen und
Beteiligungen – umsetzt. Carlo Sommaruga (sp, GE) legte im Namen der APK-SR dar,
weshalb man die Motion zur Ablehnung empfohlen hatte. Er erklärte, dass der Ausbau
der geforderten Mischfinanzierung unter anderem mit der Strategie der internationalen
Zusammenarbeit 2021-2024 bereits initiiert worden sei und die Hauptforderung der
Motion daher als erfüllt betrachtet werden könne. Dieser Aussage stimmte auch der
anwesende Bundesrat Parmelin zu. Er merkte zudem an, dass es kontraproduktiv sei,
hauptsächlich subventionierte Instrumente – zu denen er auch das Blending zählte –
einzusetzen. Würde man ausschliesslich das Instrument der Mischfinanzierung
verwenden, das teilweise aus nicht rückzahlbaren Beiträgen bestehe, würden dadurch
der Wettbewerb verzerrt und unrentable Projekte unterstützt. Ausserdem sei es
unrealistisch, in den am wenigsten entwickelten Ländern, wo das Investitionsrisiko am
grössten sei, den Anteil der privaten Investition durch eine Reduktion der klassischen
Entwicklungszusammenarbeit steigern zu wollen. Aus diesen Gründen empfahl Parmelin
die Ablehnung des Vorstosses, was der Ständerat daraufhin stillschweigend tat. 3

MOTION
DATUM: 15.12.2021
AMANDO AMMANN

Carlo Sommaruga (sp, GE) forderte im Juni 2022 in einer Motion die Stärkung des
Privatsektors in den Schwerpunktländern der internationalen Zusammenarbeit der
Schweiz. Der Bundesrat solle in der neuen Strategie der internationalen
Zusammenarbeit 2025-2028 die Förderung und Unterstützung des lokalen
Privatsektors in den Partnerländern priorisieren. Sommaruga wünschte sich
insbesondere einen Fokus auf die Schaffung von mehr menschenwürdigen
Arbeitsplätzen, was bereits einer der vier thematischen Schwerpunkte der IZA-Strategie
2021-2024 gewesen sei. Durch die Verbesserung der Rahmenbedingungen könne man
Privatinitiativen fördern und zu einer verantwortungsvollen Verwaltung öffentlicher
Mittel beitragen, womit wiederum die Stabilität und die wirtschaftliche Gouvernanz
gestärkt würden. Die Festigung des lokalen Privatsektors könne zudem zu den anderen
thematischen Schwerpunkten der IZA beitragen, beispielsweise der Bekämpfung des
Klimawandels, der Verringerung irregulärer Migration und der nachhaltigen
Bewirtschaftung von natürlichen Ressourcen. In seiner Stellungnahme kündigte der
Bundesrat an, im ersten Halbjahr 2023 die Vernehmlassung zur Botschaft über die IZA-
Strategie 2025-2028 zu eröffnen. Da die Förderung und Unterstützung des lokalen
Privatsektors bei der Erarbeitung der Botschaft berücksichtigt würden, beantragte er
die Annahme der Motion. 
In der Herbstsession 2022 zeigte Aussenminister Cassis der kleinen Kammer auf, dass
die DEZA und das SECO konkret dazu beitragen würden, im Rahmen der IZA die
Rahmenbedingungen für lokale Unternehmen zu verbessern. Über die Stiftung SIFEM –
die Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft des Bundes – habe die Schweiz in den
letzten fünfzehn Jahren zudem bereits über 900'000 Arbeitsplätze geschaffen oder
erhalten. Der Ständerat nahm die Motion in der Folge einstimmig an. 4

MOTION
DATUM: 27.09.2022
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2023 befasste sich der Nationalrat mit der Motion von Carlo
Sommaruga (sp, GE), die eine Stärkung des Privatsektors in den Schwerpunktländern
der internationalen Zusammenarbeit der Schweiz verlangte. Eine Minderheit der
vorberatenden APK-NR, angeführt von Andreas Aebi (svp, BE), beantragte die Ablehnung
der Motion. Kommissionssprecherin Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) setzte
sich im Namen der Mehrheit für die Annahme des Vorstosses ein und verlangte, dass
die Schaffung menschenwürdiger Arbeitsplätze mittels Förderung des lokalen
Privatsektors ein Schwerpunkt in der IZA 2025-2028 werden solle. Sie argumentierte,
dass dadurch im Sinne der Nachhaltigkeitsziele ein Systemwechsel vor Ort initiiert
werden könnte. Die Motion stehe zudem im Einklang mit dem Programm zur
Weiterentwicklung der Entwicklungszusammenarbeit. Ihr Kommissionskollege Laurent
Wehrli (fdp, VD) ergänzte, dass die Stärkung des Privatsektors zu weiteren thematischen
Schwerpunkten der IZA beitrage, namentlich der Bekämpfung des Klimawandels und der
nachhaltigen Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen. 
Minderheitensprecher Andreas Aebi teilte zwar das Anliegen der Motion, befand sie
aber für überflüssig, da die Einbindung des Privatsektors laut DEZA bereits Tatsache sei.
Die Motion verursache somit nur unnötige Kosten ohne wirklichen Mehrwert. Bundesrat
Ignazio Cassis befürwortete im Namen des Bundesrates die Annahme der Motion und
versprach, die bisher in diesem Bereich gemachten Erfahrungen in die Prioritäten der

MOTION
DATUM: 09.03.2023
AMANDO AMMANN
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kommenden IZA-Strategie einfliessen zu lassen. Die grosse Kammer nahm die Motion
mit 116 zu 61 Stimmen (bei 1 Enthaltung) deutlich an. Die Gegenstimmen stammten
mehrheitlich von Mitgliedern der SVP, wobei sich diesen auch einige Vertreter und
Vertreterinnen der FDP und der Mitte anschlossen. 5

Das Bundesgesetz über die SIFEM stand in der Herbstsession 2023 auf der
Traktandenliste des Ständerates. Der kleinen Kammer lagen dabei die Anträge der
Kommissionsmehrheit sowie zwei Minderheitsanträge vor; im Grossen und Ganzen war
der Entwurf jedoch unbestritten. So wurde Eintreten denn auch ohne Gegenantrag
beschlossen. Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE) beantragte in der Detailberatung,
dass der Zweckartikel um einen Absatz zur Erhöhung der lokalen Steuereinnahmen
ergänzt wird. Dem hielt Kommissionssprecher Pirmin Bischof (mitte, SO) entgegen, dass
mit dem Fokus auf Steuereinnahmen einerseits kleine Unternehmungen, wie etwa
landwirtschaftliche Betriebe, und andererseits genossenschaftlich organisierte
Betriebe von der SIFEM nicht mehr unterstützt werden könnten. Der Ständerat lehnte
den Antrag Sommaruga mit 28 zu 12 Stimmen (2 Enthaltungen) ab. Danach stimmte die
kleine Kammer deutlich für einen Antrag der Kommission, der die obligatorische
Zusammenarbeit zwischen der SIFEM und dem SECO sowie der DEZA explizit festhalten
wollte. Damit stellte sich die kleine Kammer gegen die bundesrätliche Version, die es
bei einer Kann-Formulierung belassen wollte. Abschliessend diskutierte der Ständerat
die zweite Minderheit von Carlo Sommaruga zum Aktienkapital der SIFEM. Sie verlangte,
dass die Beteiligung Dritter am Aktienkapital der SIFEM nur durch eine Kapitalerhöhung
erfolgen kann. Die Mehrheit des Rates verwarf diesen Antrag mit 28 zu 14 Stimmen.
In der Gesamtabstimmung sprach sich die kleine Kammer mit 37 zu 3 Stimmen bei 2
Enthaltungen für die Annahme des Entwurfs aus. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB SR, 2021, S. 518 ff.
2) AB SR, 2020, S. 827 ff.
3) AB SR, 2021, S. 1389f.; Bericht der APK-SR vom 14.10.21
4) AB SR, 2022, S. 933 f.; Mo. 22.3534
5) AB NR, 2023, S. 353f.; Bericht APK-NR vom 17.1.23
6) AB SR, 2023, S. 880 ff.
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